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Entwicklungszusammenarbeit, des Instruments fiir humanitire Hilfe und des Europidischen Entwicklungsfonds
(2017/2258(INT))

(2019/C 390/05)
Das Europdische Parlament,
— gestiitzt auf Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 21 des Vertrags iiber die Europdische Union,
— gestiitzt auf Artikel 208 bis 211 und Artikel 214 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

— unter Hinweis auf die Globale Partnerschaft fiir wirksame Entwicklungszusammenarbeit, die im Rahmen des Hochrangigen
Forums zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit im Jahr 2011 in Busan angenommen und auf der hochrangigen
Tagung in Nairobi im Jahr 2016 aktualisiert wurde,

— unter Hinweis auf die dritte Weltkonferenz der Vereinten Nationen zur Verringerung des Katastrophenrisikos, die vom 14. bis
18. Mirz 2015 in Sendai (Japan) stattfand,

— unter Hinweis auf die Resolution der Vereinten Nationen mit dem Titel ,Transformation unserer Welt: die Agenda 2030 fiir nach-
haltige Entwicklung®, die auf dem Gipfeltreffen der Vereinten Nationen zur nachhaltigen Entwicklung am 25. September 2015 in
New York angenommen wurde und die darin enthaltenen 17 Ziele fiir nachhaltige Entwicklung,

— unter Hinweis auf den Weltgipfel fiir humanitire Hilfe, der vom 23. bis 24. Mai 2016 in Istanbul stattfand und die von einigen der
grofiten Geld- und Beihilfegeber unterzeichnete umfassende Vereinbarung (,Grand Bargain®),

— unter Hinweis auf das am 23. Juni 2000 in Cotonou unterzeichnete und am 25. Juni 2005 sowie am 22. Juni 2010 geéinderte Part-
nerschaftsabkommen AKP-EU (1),

— unter Hinweis auf den Beschluss 2013/755/EU des Rates vom 25. November 2013 iiber die Assoziierung der iiberseeischen
Linder und Gebiete mit der Europaischen Union (?),

— gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1257/96 des Rates vom 20. Juni 1996 iiber die humanitire Hilfe (%),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 2013 zur Festlegung des mehrjdhrigen
Finanzrahmens fiir die Jahre 2014-2020 (¥,

— gestiitzt auf das Interne Abkommen zwischen den im Rat vereinigten Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europiis-
chen Union iiber die Finanzierung der im mehrjihrigen Finanzrahmen fiir den Zeitraum 2014 bis 2020 vorgesehenen Hilfe der
Europiischen Union im Rahmen des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens und iiber die Bereitstellung von finanzieller Hilfe fir die
tiberseeischen Lander und Gebiete, auf die der vierte Teil des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union Anwendung
findet (im Folgenden ,Internes Abkommen®),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2015/322 des Rates vom 2. Mirz 2015 iiber die Durchfithrung des 11. Europdischen Entwick-
lungsfonds (%),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2015/323 des Rates vom 2.Mirz 2015 iiber die Finanzregelung fiir den 11. Europiischen
Entwicklungsfonds (€),

— gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 233/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mirz 2014 zur Schaffung
eines Finanzierungsinstruments fiir die Entwicklungszusammenarbeit fiir den Zeitraum 2014-2020 (),

ABI.L 317 vom 15.12.2000, S. 3.
ABL L 344vom 19.12.2013,S. 1.
ABL. L 163 vom 2.7.1996, S. 1.

ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 884.
ABL. L 58 vom 3.3.2015,S. 1.
ABI.L 58 vom 3.3.2015,S.17.

ABIL. L 77 vom 15.3.2014, S. 44.



C390/34 Amitsblatt der Européischen Union 18.11.2019

Dienstag, 17. April 2018

— unter Hinweis auf den Européischen Konsens iiber die humanitire Hilfe aus dem Jahr 2007 (%),
— unter Hinweis auf den neuen Europdischen Konsens iiber die Entwicklungspolitik vom 7. Juni 2017 (%),

— unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 19. Juni 2017 zur Zusammenarbeit der EU mit der Zivilgesellschaft im
Bereich der Aulenbeziehungen,

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 22. November 2016 zur Steigerung der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenar-

beit (19),

— unter Hinweis auf seine EntschlieSung vom 13. September 2016 mit dem Titel ,Treuhandfonds der Union fiir Afrika: Auswirkun-
gen auf Entwicklung und humanitare Hilfe“ (!),

— unter Hinweis auf seine Entschlieffung vom 7. Juni 2016 zu dem Bericht 2015 der EU iiber die Politikkohdrenz im Interesse der
Entwicklung ('2),

— unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 22. Oktober 2013 zu lokalen Behorden und zur Zivilgesellschaft: Europas Engagement
zur Forderung einer nachhaltigen Entwicklung (%),

— unter Hinweis auf den Sonderbericht Nr. 18/2014 des Europdischen Rechnungshofs mit dem Titel ,Bei EuropeAid fiir die Evalui-
erung und das ergebnisorientierte Monitoring eingerichtete Systeme*,

— unter Hinweis auf den Bericht der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat vom 15. Dezember 2017 mit dem Titel
,Bericht iiber die Halbzeitiiberpriifung der Finanzierungsinstrumente fiir das auswirtige Handeln“ (COM(2017)0720) und die
damit zusammenhingenden Arbeitsdokumente der Dienststellen der Kommission mit den Titeln ,Evaluation of the Development
Cooperation Instrument (Bewertung des Instruments fiir Entwicklungszusammenarbeit) (SWD(2017)0600) und ,Evaluation of
the 11th European Development Fund“ (Bewertung des 11. Europdischen Entwicklungsfonds) (SWD(2017)0601),

— unter Hinweis auf den Bericht mit dem Titel ,External Evaluation of the 11th European Development Fund“ (Externe Bewertung
des 11. Européischen Entwicklungsfonds) (Abschlussbericht, Juni 2017), den die Kommission bei einem Team von externen Auf-
tragnehmern in Auftrag gegeben hatte,

— unter Hinweis auf den Bericht mit dem Titel ,External Evaluation of the Development Cooperation Instrument “ (Externe Bewer-
tung des Instruments fiir Entwicklungszusammenarbeit) (Abschlussbericht, Juni 2017), den die Kommission bei einem Team von
externen Auftragnehmern in Auftrag gegeben hatte,

— unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 14. Februar 2018 mit dem Titel ,Ein neuer, moderner mehrjahriger Finanz-
rahmen fiir eine Europdische Union, die ihre Priorititen nach 2020 effizient erfiillt“ (COM(2018)0098),

— unter Hinweis auf den Bericht mit dem Titel ,,Coherence report — Insight from the External Evaluations of the External Financial
Instruments“ (Kohirenzbericht — Erkenntnisse aus den externen Bewertungen der AufSenfinanzierungsinstrumente)
(Abschlussbericht, Juni 2017), den die Kommission bei einem Team von externen Auftragnehmern in Auftrag gegeben hatte,

— gestiitzt auf Artikel 52 seiner Geschiftsordnung sowie auf Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e und Anlage 3 des Beschlusses der Konfer-
enz der Prasidenten vom 12. Dezember 2002 zum Verfahren fiir die Genehmigung von Initiativberichten,

— unter Hinweis auf den Bericht des Entwicklungsausschusses und die Stellungnahme des Haushaltsausschusses (A8-0118/2018),

A. in der Erwidgung, dass sich der politische Rahmen der EU und der internationalen Gemeinschaft seit der Annahme der Auffen-
finanzierungsinstrumente mit der Annahme maf8geblicher Instrumente wie etwa der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwick-
lung, des Pariser Abkommens zum Klimawandel, des Aktionsplans von Addis Abeba, des Sendai-Rahmens fir
Katastrophenvorsorge 2015-2030 und der Agenda fiir die Menschlichkeit erheblich verdndert haben; in der Erwigung, dass
die EU eine fithrende Rolle bei der Aushandlung dieser Instrumente gespielt hat;

B. in der Erwidgung, dass sich die Strategie der EU fiir Entwicklungszusammenarbeit und humanitire Hilfe aus dem Vertrag von
Lissabon, der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung sowie dem Europdischen
Konsens iiber die humanitire Hilfe, dem neuen Europiischen Konsens iiber die Entwicklungspolitik und den Grundsitzen von
Busan fiir eine wirksame Entwicklungszusammenarbeit ableitet; in der Erwigung, dass der Rat aufferdem eine Globale Strate-
gie fiir die Auflen- und Sicherheitspolitik der Europdischen Union angenommen hat, die unter anderem ebenfalls die Entwick-
lungszusammenarbeit zum Gegenstand hat;

ABI. C 25 vom 30.1.2008, S. 1.

ABL. C210vom 30.6.2017, S. 1.
Angenommene Texte, P8_TA(2016)0437.
Angenommene Texte, P§_TA(2016)0337.
ABI. C 86 vom 6.3.2018, S. 2.

ABL. C 208 vom 10.6.2016, S. 25.



18.11.2019 Amitsblatt der Européischen Union C€390/35

Dienstag, 17. April 2018

C. in der Erwidgung, dass humanitire Hilfe gemaf Artikel 214 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV)
und dem Europdischen Konsens iiber die humanitire Hilfe im Einklang mit den humanitiren Grundsitzen der Menschlichkeit,
Neutralitit, Unabhingigkeit und Unparteilichkeit geleistet werden und an einem bedarfsorientierten Ansatz ausgerichtet sein
muss; in der Erwdgung, dass humanitire Hilfe kein Instrument des Krisenmanagements sein darf;

D.  inder Erwigung, dass die Entwicklungspolitik die Aufenpolitik und Migrationssteuerung der EU ergédnzen sollte, wobei dafiir
gesorgt werden sollte, dass die fiir die Entwicklungshilfe gedachten Mittel tatsichlich nur fir deren Ziele und Zwecke eingesetzt
und nicht zur Deckung von Ausgaben verwendet werden, mit denen andere Ziele verfolgt werden, wie Grenzkontrollen oder
gegen die Migration gerichtete MaRnahmen;

E. in der Erwigung, dass das Hauptziel des Instruments fiir Entwicklungszusammenarbeit (DCI) darin besteht, die Armut in
Entwicklungsliandern zu verringern und langfristig zu beseitigen, die keine Mittel aus dem Europiischen Entwicklungsfonds
(EEF), dem Europiischen Nachbarschaftsinstrument (ENI) oder dem Instrument fiir Heranfithrungshilfe (IPA) erhalten, sowie
zivilgesellschaftlichen Organisationen und lokalen Behorden in Partnerlindern thematische Unterstiitzung in Bezug auf
entwicklungsrelevante globale 6ffentliche Giiter und Herausforderungen bereitzustellen und die strategische Partnerschaft
zwischen Afrika und der EU zu unterstiitzen; in der Erwdgung, dass das DCI das wichtigste geografisch ausgerichtete Instru-
ment im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit im EU-Haushalt ist, dem 19,6 Mrd. EUR fiir den Zeitraum 2014-2020
zugewiesen wurden;

F. in der Erwigung, dass das Hauptziel des EEF darin besteht, die Armut in den Staaten der Region Afrika, karibischer Raum und
Pazifik (AKP-Gruppe) zu verringern und langfristig zu beseitigen sowie die nachhaltige Entwicklung der iiberseeischen Linder
und Gebiete (ULG) zu verwirklichen; in der Erwigung, dass der EEF das wichtigste Instrument fiir Entwicklungszusammenar-
beit der EU ist und dass dem 11. EEF 30,5 Mrd. EUR fiir den Zeitraum 2014-2020 zugewiesen wurden;

G. in der Erwigung, dass das Hauptziel des Instruments fiir humanitire Hilfe die Bereitstellung von Hilfe-, Rettungs- und Schutz-
mafnahmen zugunsten von Bevolkerungsgruppen ist, die von Naturkatastrophen oder von durch Menschen verursachten
Katastrophen und vergleichbaren Ausnahmesituationen betroffen sind, mit Fokus auf den am stirksten gefahrdeten Opfern,
unabhingig von Staatsangehorigkeit, Religion, Geschlecht, Alter, ethnischer Herkunft oder politischer Zugehorigkeit, entspre-
chend echter Bediirfnisse sowie auf Grundlage der Grundsitze der humanitiren Hilfe und des Europaischen Konsenses iiber die
humanitire Hilfe;

H.  in der Erwidgung, dass das Instrument fiir humanitire Hilfe tiber die Kernaufgabe lebensrettender Aktionen hinaus die
Gewihrung der notwendigen Hilfe und Unterstiitzung fiir diejenigen, die von lingeren Krisen betroffen sind, kurzfristige Reha-
bilitations- und Wiederaufbauarbeiten, Katastrophenvorsorge und die Bewiltigung der Folgen von Bevolkerungsbewegungen
umfasst;

L. in der Erwigung, dass eine wirksame Entwicklungszusammenarbeit innovative Ansitze erfordert, die die Geber in die Lage ver-
setzen, insbesondere in den drmsten und instabilsten Lindern schnell auf ortliche Gegebenheiten zu reagieren, mit den ortli-
chen Organisationen zusammenzuarbeiten und die 6rtlichen Unternehmen und Unternehmer zu unterstiitzen; in der
Erwigung, dass das Kontrollsystem der EU den Gebern ausreichend Flexibilitit einrdumen muss, bei diesen Projekten ein anne-
hmbares Risiko auf sich zu nehmen, wodurch die Fihigkeit der EU erhoht wird, schnell zu reagieren und wirksame Hilfe zu
leisten;

J. in der Erwigung, dass die EU der weltweit grofite Geber von Entwicklungshilfe und humanitirer Hilfe ist; in der Erwdgung, dass
sich die EU durch diese Hilfe fiir die Armutsbekdmpfung und die Forderung der Interessen und Grundwerte der internationalen
Gemeinschaft und der EU einsetzt;

K. in der Erwdgung, dass bei dem am 29. und 30. November 2017 in Abidjan abgehaltenen Gipfeltreffen zwischen der Afrikanis-
chen Union und der EU die Entschlossenheit bekriftigt worden ist, eine echte, erneuerte, globalisierte und ehrgeizige Partner-
schaft aufzubauen, die auf tatsichlicher politischer und wirtschaftlicher Gleichberechtigung beruht;

L. in der Erwagung, dass die Zahl der zwischen Drittlindern, darunter China, Russland, der Tiirkei, Brasilien und Indien, abge-
schlossenen Abkommen iiber Entwicklungszusammenarbeit rasant zunimmdt;

M.  inder Erwidgung, dass die Wiedereinfithrung und Ausweitung der sogenannten ,Global Gag Rule” (globale Knebelung) und die
Streichung der Mittel fiir Organisationen, die Frauen und Madchen Dienstleistungen im Bereich der Familienplanung sowie der
sexuellen und reproduktiven Gesundheit und der damit verbundenen Rechte anbieten, schwerwiegende Bedenken aufwirft;

N.  inder Erwdgung, dass die Regierungen der Drittlinder konkrete Erwartungen in Sachen Schnelligkeit und Wirksamkeit sowie
in Bezug auf das dringende Erfordernis hegen, solide Partnerschaften zur Entwicklungszusammenarbeit zu pflegen; in der
Erwidgung, dass in den Partnerlindern offene und produktive Volkswirtschaften aufgebaut werden miissen, wobei die neuen
Realititen und die neuen Wirtschaftsakteure auf der internationalen Bithne zu beriicksichtigen sind;

O.  in der Erwigung, dass sich der Haushalt der Union infolge des Brexit um 12 bis 15 % verringern wird, da nach 2020 die
Beitrdge aus dem Vereinigten K6nigreich entfallen werden;
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P. in der Erwigung, dass die Bewertungen des EEF und des DCI bestitigen, dass die kohdrente Nutzung der verschiedenen geo-
grafisch und thematisch ausgerichteten Instrumente tatsichlich moglich ist;

Q.  in der Erwdgung, dass laut der Bewertung des 11. EEF die reale Gefahr besteht, dass der EEF zur Verfolgung von politischen
Agenden gedringt wird, die ihn von seinem vorrangigen Ziel der Linderung von Armut entfernen, schwer mit den zentralen
Zielen des EEF zu vereinbaren sind und dem Abbruch tun, was er richtig macht, sowie dass den Gesichtspunkten der Regierung
und der Organisationen der Zivilgesellschaft trotz der Konsultationen nur selten bei den Programmentscheidungen Rechnung
getragen wurde (mit einigen beachtenswerten Ausnahmen beispielsweise im Pazifikraum) und dass daher bei der Planung des
11. EEF unter Anwendung des Prinzips der Konzentration ein von oben nach unten gerichteter Ansatz verfolgt wurde, was
allerdings zulasten des zentralen Partnerschaftsgrundsatzes des Abkommens von Cotonou ging;

R. in der Erwdgung, dass laut der Bewertung des 11. EEF bis April 2017 anndhernd 500 Mio. EUR aus der EEF-Reserve zur Unter-
stiitzung von Mafnahmen des Dienstes fiir humanitire Hilfe und Katastrophenschutz der Europiischen Kommission (ECHO)
ausgegeben wurden, fast 500 Mio. EUR der Soforthilfe fiir einzelne Linder zugewiesen wurden und 1,5 Mrd. EUR in den
Nothilfe-Treuhandfonds fiir Afrika der EU eingezahlt wurden; in der Erwigung, dass Mittel aus dem EEF aufSerdem in den
neuen Europdischen Fonds fiir nachhaltige Entwicklung flieen;

S. in der Erwidgung, dass es in der Bewertung des DCI heifit, dass das DCI insgesamt gleichbleibend sachdienlich und bedarfsgere-
cht gewesen sei, sowohl bei seiner Verabschiedung als auch in der Mitte seiner Laufzeit und dass es weitgehend in Einklang mit
neuen Strategiepapieren (z. B. dem neuen Europdischen Konsens iiber die Entwicklungspolitik und der Agenda 2030 fiir nach-
haltige Entwicklung) stehe, auch wenn die Umsetzung bestimmter Priorititen unter Beibehaltung der derzeitigen Form
schwierig sein konne;

T. in der Erwégung, dass sich das Parlament zum Zeitpunkt der Annahme der Auf8enfinanzierungsinstrumente fiir 2014-2020
fiir ein spezifisches Instrument fiir die Entwicklungszusammenarbeit aussprach und eine Zweckbindung der Entwicklungs-
fonds forderte, falls der EEF in den Haushaltsplan einbezogen wird;

U.  inder Erwdgung, dass in der Bewertung des EEF in Bezug auf den Nothilfe-Treuhandfonds fiir Afrika der EU festgestellt wird,
dass im Vergleich zu EEF-Standardprojekten die verkiirzte Vorbereitungs- und Genehmigungszeit, die indirekte Beteiligung der
EU an der Projektumsetzung und die Tatsache, dass diese Projekte vorrangigen Anliegen der EU entspringen, anstatt den lang-
fristigen Zielen der Partnerldnder zu dienen, insgesamt Bedenken hinsichtlich der zu erwartenden Wirksamkeit und Nachhal-
tigkeit der EU-Treuhandfonds-Projekte sowie der Fahigkeit der EU aufwerfen, ihre Umsetzung genau zu iiberwachen;

V. in der Erwidgung, dass der Finanzstrom aus der Européischen Union in die im Rahmen der Finanzierungsinstrumente fiir die
Entwicklung begiinstigten Lander geringer ist als die privaten Geldiiberweisungen der in Europa ansissigen, in der Diaspora
lebenden Menschen aus diesen Lindern;

W.  inder Erwigung, dass die Friedensfazilitit fur Afrika nicht in die Bewertung des EEF einbezogen wurde, obwohl sie tiber Jahre
mehrere Milliarden Euro vom EEF erhalten hat und obwohl die Kommission schwerwiegende Bedenken hinsichtlich ihres
Finanzmanagements gedufSert hat; in der Erwdgung, dass die Friedensfazilitit fiir Afrika seit 2011 keiner Bewertung unterzo-
gen wurde;

X. in der Erwidgung, dass sich die Wirksamkeit des DCI und des EEF fiir die Verwirklichung ihrer Ziele laut ihren jeweiligen Bewer-
tungen und dem Kommissionsbericht iiber die Halbzeitiiberpriifung der Aufenfinanzierungsinstrumente aufgrund der
groRen Schwierigkeiten bei der Festlegung geeigneter Bewertungs- und Uberwachungssysteme und bei der Bewertung der
Rolle externer Faktoren sowie wegen der Vielfalt der Linder und Themenbereiche schwer messen lasst; in der Erwdgung, dass
den Gutachtern zufolge die Mischfinanzierung in nur 50 % der Fille zusitzliche Mittel mobilisiert;

Y. in der Erwidgung, dass das Parlament mit sehr kurzen Fristen fiir die Priifung der Entwiirfe der Durchfithrungsmafnahmen
konfrontiert war; in der Erwigung, dass diese Fristen den Besonderheiten der parlamentarischen Arbeit nicht angemessen
Rechnung tragen; in der Erwégung, dass manchmal erschwerend hinzukam, dass dem Parlament Entwiirfe fiir Durchfithrung-
smafinahmen nach Ablauf der Frist oder vor Ferienzeiten iibermittelt wurden, wodurch seine Fihigkeit, seine Kontrollbef-
ugnisse angemessen wahrzunehmen, noch weiter eingeschrinkt wurde;

Z. in der Erwagung, dass die EU zur Kenntnis genommen hat, dass Partnerschaften mit Organisationen der Zivilgesellschaft in
den Auflenbeziehungen grofe Bedeutung zukommt; in der Erwigung, dass dies die Einbeziehung von Organisationen der
Zivilgesellschaft in die Programmplanung fiir AufSenfinanzierungsinstrumente und in die Anwendung dieser Instrumente
umfasst;
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Fakten und Erkenntnisse der Halbzeitiiberpriifung der Anwendung des DCI, des EEF und des Instruments fiir humanitdre Hilfe

Allgemeine Bemerkungen

1. dufert seine Zufriedenheit dariiber, dass die durchgefiihrten Bewertungen des DCI, des EEF und des Instruments fiir human-
itdre Hilfe zeigen, dass die Ziele dieser Instrumente zum Zeitpunkt ihrer Ausgestaltung fiir die politischen Priorititen weitgehend rele-
vant waren und grundsitzlich fiir ihren Zweck geeignet sind sowie mit den Werten und Zielsetzung der Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung iibereinstimmen; weist darauf hin, dass im Hinblick auf die Erreichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung eine jdhrli-
che Finanzierungsliicke von 200 Mrd. USD besteht;

2. weist darauf hin, dass einige Linder, in denen geografische Programme des EEF und des DCI durchgefiithrt werden, in den letz-
ten zehn Jahren Fortschritte bei der Bekdmpfung von Armut sowie im Bereich der menschlichen und wirtschaftlichen Entwicklung
erzielt haben, wihrend in anderen Landern die Lage weiterhin kritisch ist;

3. stellt mit Zufriedenheit fest, dass die Werte und Zielsetzungen der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung dank der mafigeblichen
Rolle, welche die EU bei ihrer Verabschiedung gespielt hat, mit den Priorititen des DCI und des EEF iibereinstimmen und dass diese
Tatsache die Halbzeitiiberpriifung dieser Instrumente entscheidend erleichtert und vereinfacht hat;

4. weist darauf hin, dass es der EU dank des weitgefassten Charakters der Zielsetzungen des DCI und des EEF in den ersten
Anwendungsjahren dieser Instrumente moglich war, auf neue Krisen und Anforderungen zu reagieren; weist jedoch darauf hin, dass
das DCI, der EEF und das Instrument fiir humanitare Hilfe angesichts der zunehmenden Krisen und der Entstehung neuer politischer
Prioritdten finanziell unter Druck geraten und an ihre Grenzen gelangt sind, was zu der Entscheidung fiihrte, neue Ad-hoc-Mechanis-
men wie etwa Treuhandfonds einzurichten, in Bezug auf die schwerwiegende Bedenken bestehen, insbesondere hinsichtlich der Trans-
parenz, der demokratischen Rechenschaftspflicht und der Abkopplung von Entwicklungszielen; erinnert an den unlidngst ins Leben
gerufenen Europiischen Fonds fiir nachhaltige Entwicklung, der geschaffen wurde, um die Hebelwirkung der Unterstiitzung weiter zu
erhéhen;

5. zeigt sich erfreut iiber die gesteigerte interne Kohérenz des DCI und des EEF, die sich vor allem aus hochwertigen Bewertungen,
harmonisierten Entscheidungsprozessen und einer sektoralen Schwerpunktsetzung ergibt;

6. weist darauf hin, dass es Fille gibt, in denen Budgethilfe nach wie vor der Kritik hinsichtlich Nutzen und Wirksamkeit aus-
gesetzt ist, obwohl diese Art der Unterstiitzung auf einem modernen Ansatz der Kooperation ganz im Sinne echter Entwicklungspart-
nerschaften beruht, die die Eigenverantwortung der Partnerlander starkt und die sich durch Flexibilitit und Wirksamkeit auszeichnet;
fordert daher Mafnahmen zur Stirkung der politischen und institutionellen Partnerschaft, bei der die Gewidhrung von Budgethilfen
gefordert wird und man auf einer leistungsstarken wirtschaftspolitischen Steuerung sowie der Achtung der demokratischen Werte
bestehen kann; weist darauf hin, dass den Wiinschen der bediirftigen Linder und Bevolkerungen bei der Umsetzung der entwicklung-
spolitischen Zusammenarbeit Rechnung getragen werden muss, sodass deren Teilhabe am Entscheidungsprozess sichergestellt ist und
sie die Verantwortung fiir die Transparenz und Effizienz dieses Prozesses iibernehmen;

7. begriilt die Tatsache, dass sich viele Linder zu Lindern mit mittlerem Einkommen der oberen Einkommenskategorie (UMIC)
entwickelt haben, was zur Folge hat, dass sie nicht mehr im Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit nach den Bestimmungen des DCI
forderfihig sind beziehungsweise weniger Fordermittel fiir bilaterale Zusammenarbeit im Rahmen des EEF erhalten, da Entwicklung-
shilfe in Verbindung mit einer erfolgreichen nationalen Politik zu positiven Resultaten fithren kann; erinnert daran, dass Armut und
Entwicklung mehrdimensional sind und dass das BIP als einziger Entwicklungsindikator nicht ausreicht; ist der Auffassung, dass ang-
esichts der Tatsache, dass die Mehrzahl der &rmsten Menschen der Welt in Lindern mit mittlerem Einkommen lebt, in denen weiterhin
Ungleichheiten bestehen, die abrupte Einstellung der Hilfe fiir Linder mit mittlerem Einkommen das Erreichen der Ziele fiir nachhal-
tige Entwicklung gefahrden konnte; beharrt daher darauf, dass diese Linder in der heiklen Phase auf dem Weg zu mehr Entwicklung
weiter unterstiitzt werden miissen;

8. betont, dass sicherzustellen ist, dass Entwicklungshilfe im Einklang mit ihrem urspriinglichen Zweck unter gebithrender
Beriicksichtigung der Grundsitze zur Wirksamkeit der Hilfe bzw. Entwicklungszusammenarbeit geleistet wird; bekriftigt, dass die
Entwicklungszusammenarbeit der EU an den Pldnen und Bediirfnissen der Partnerlander ausgerichtet werden sollte;

9. betont, dass unter keinen Umstinden die kurzfristigen Eigeninteressen der EU (Sicherheit oder Migration) ihre Entwicklung-
sagenda bestimmen sollten, und dass die Grundsitze zur Wirksamkeit der Hilfe bzw. Entwicklungszusammenarbeit ohne Ein-
schrinkung geachtet und auf alle Formen der Entwicklungszusammenarbeit angewendet werden sollten;

10.  weist auf die Schlussfolgerungen der Kommission hin, denen zufolge die Kohdrenz zwischen den Instrumenten durch Ver-
schlankungsmafinahmen weiter gestarkt werden konnte; betont, dass diese Feststellung in keiner der Bewertungen zu finden ist;
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11.  istbesorgt iiber die Feststellungen der Gutachter hinsichtlich der fehlenden Uberwachungs- und Bewertungssysteme, wodurch
die Messung der Ergebnisse schwierig ist; hebt andererseits die zahlreichen positiven Feststellungen zur Entwicklungspolitik der EU in
den Priifungen des Europiischen Rechnungshofs (EuRH) hervor; erinnert an die Bemerkungen im Sonderbericht Nr. 18/2014 mit dem
Titel ,Bei EuropeAid fiir die Evaluierung und das ergebnisorientierte Monitoring eingerichtete Systeme* des Européischen Rechnung-
shofs; fordert die Kommission auf, diese Gelegenheit zu nutzen, um ihren Ergebnisrahmen gemif8 den Empfehlungen des Rechnung-
shofs weiter zu verbessern;

12.  verleiht seiner Verwunderung iiber die Diskrepanz zwischen den Ergebnissen der Bewertung und den Schlussfolgerungen der
Kommission in der Halbzeitiiberpriifung Ausdruck; bedauert, dass die schwerwiegenden Probleme im Hinblick auf den Mangel an
Partnerschaft bei den Instrumenten und das Risiko, dass die Linderung der Armut aus dem Fokus riickt, in den Schlussfolgerungen der
Kommission iiberhaupt nicht zur Sprache gebracht werden, obgleich es sich hierbei um wesentliche Aspekte der Bewertung handelt;

13.  zeigt sich besorgt dariiber, dass keine oder nur begrenzte Daten verfiigbar sind; stellt fest, dass es abgesehen von den Millenni-
ums-Entwicklungszielen (MDG) und den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung (SDG) kein Uberwachungs- und Bewertungssystem gibt,
sodass Anderungen zum Beispiel hinsichtlich der Flexibilitit des Instruments oder seiner Kohérenz mit anderen Instrumenten nicht
genau gemessen werden konnen;

14.  weist ferner darauf hin, dass das Fehlen eines Kapitels zur Finanzierung, das ausdriicklich der Forderung der politischen Aus-
einandersetzung, mit einem besonderen Verweis auf die Unterstiitzung politischer Parteien, vorbehalten ist, dem Erreichen der Ziele
der nachhaltigen Entwicklung nicht forderlich ist;

15.  fordert eine verbesserte Berichterstattung mithilfe der automatischen Erstellung von Statistiken und Berechnung von Indika-
toren;

16.  bedauert, dass die Kommission nicht die Chance der Halbzeitiiberpriifung genutzt hat, um ihre Politik an die im neuen
Europdischen Konsens tiber die Entwicklungspolitik enthaltenen Anforderungen beziiglich der Unterstiitzung der kleinbauerlichen
und nachhaltigen agro6kologischen Landwirtschaft anzupassen; weist darauf hin, dass die vorgeschlagenen Mafsnahmen im Gegenteil
sogar die verstirkte Unterstiitzung grofler landwirtschaftlicher Betriebe und der Agrarindustrie beinhalten;

Instrument fiir Entwicklungszusammenarbeit (DCI)

17.  betont, dass die Relevanz des DCI vor allem in seiner Flexibilitdt bei der Reaktion auf unvorhergesehene Ereignisse auf ver-
schiedenen Ebenen begriindet liegt, wie etwa der Flexibilitit bei der Auswahl der Programmplanungs- und Umsetzungsmethoden, bei
Mittelumschichtungen innerhalb und zwischen Instrumenten sowie bei der Nutzung von Riicklagen; hebt hervor, dass die Flexibilitdt
bei der mehrjihrigen Programmplanung auch die Anpassung der Linge des Programmplanungszeitraums an die Lage vor Ort
ermdglichte, um Mittel im Fall groferer Verdnderungen rasch umzuwidmen, sowie die Anwendung von Sondermaflnahmen;

18.  begriiflt, dass in Bewertungen die strategische Relevanz des thematischen Programms des DCI, insbesondere seine Fahigkeit
zur Forderung globaler Manahmen fiir 6ffentliche Giiter, hervorgehoben wurde;

19.  nimmt die Vereinfachung und Ausweitung der Anwendungsmodalititen der Verordnung (EU) Nr. 236/2014 zur Festlegung
gemeinsamer Vorschriften fiir die Anwendung der Auenfinanzierungsinstrumente zur Kenntnis, wodurch das DCI wirksamer wurde;
betont, dass die Verordnung (EU) Nr. 233/2014 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments fiir die Entwicklungszusammenarbeit
(DCI) keine niheren Einzelheiten zum Uberwachungs- und Bewertungssystem zur Messung der Leistungsfihigkeit des Instruments
enthalt; ist dulSerst besorgt dariiber, dass die Durchfithrungsverfahren, von denen einige aus der Haushaltsordnung stammen, weiter-
hin als langwierig und aufwendig wahrgenommen werden, was die EU in Misskredit bringt und die Ansdtze von bestimmten Lindern,
die als weniger formalistisch und weniger an Bedingungen gekniipft wahrgenommen werden, noch attraktiver macht; erinnert in die-
sem Zusammenhang daran, dass einige dieser Verfahren der Haushaltsordnung und nicht den AufSenfinanzierungsinstrumenten ent-
stammen, wahrend andere Anforderungen auf grundlegenden Prinzipien der Entwicklungszusammenarbeit wie Partnerschaft und
Eigenverantwortung basieren;

20.  stellt fest, dass laut den Arbeitsunterlagen der Kommissionsdienststellen im Vergleich zu den zugesagten Betrdgen relativ
geringe Betrige tatsichlich gezahlt worden sind; betont, dass dies angesichts des ,Wettbewerbs® bei der Entwicklungszusammenarbeit
ein erhebliches Problem darstellt; fordert daher eine bessere Kommunikation iiber die Finanzierungsmoglichkeiten, damit die Partner
der EU informiert sind; fordert eine Schulung der Akteure vor Ort einschlieflich der 6ffentlichen Bediensteten hinsichtlich der Zusam-
menstellung von EU-Dossiers, damit sie optimal auf die Kriterien eingehen konnen und somit bessere Aussichten auf Beriicksichtigung
ihrer Projektantrige haben; stellt fest, dass mit einer derartigen Schulung zudem darauf abgezielt werden konnte, auch von anderen
internationalen Organisationen verdffentlichte Aufrufe zur Einreichung von Projektvorschligen besser zu bearbeiten;
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21.  zeigtsich besorgt dariiber, dass in der Halbzeitiiberpriifung des DCl auf das Risiko einer wahrgenommenen mangelnden Erfiil-
lung der Anforderung hingewiesen wird, mindestens 20 % der Zuwendungen im Rahmen des DCI fiir grundlegende soziale Dien-
stleistungen, wie zum Beispiel die Gesundheitsversorgung, und fiir die Sekundarschulbildung sowie andere soziale Dienstleistungen
bereitzustellen, obwohl diese Bediirfnisse von wesentlicher Bedeutung fiir die Entwicklung dieser Lander sind; dufert auch Bedenken
hinsichtlich der unangemessenen Unterstiitzung, die den nationalen Gesundheitssystemen zuteilwird, und tiber den Mangel an Daten
zu den bei der Bildungsfinanzierung erzielten Ergebnissen; weist erneut auf die im neuen Europdischen Konsens iiber die Entwicklung-
spolitik eingegangene Verpflichtung, 20 % der offentlichen Entwicklungshilfe (ODA) der EU fiir soziale Inklusion und menschliche
Entwicklung aufzuwenden;

22, zeigt sich erfreut tiber die Ziele und Ergebnisse des thematischen Programms ,Organisationen der Zivilgesellschaft und lokale
Behorden® und fordert dessen Aufrechterhaltung in zukiinftigen Instrumenten; zeigt sich jedoch dufSerst besorgt dariiber, dass Organ-
isationen der Zivilgesellschaft und lokalen Behérden im Rahmen der Programmplanungs- und Anwendungsphasen der Programme
immer weniger Raum eingerdumt wird, und fordert eine Stirkung ihrer Rolle unter anderem als Bereitsteller von Dienstleistungen
sowie mafSgerechtere Modalititen der Zusammenarbeit und einen stirker strategisch ausgerichteten Ansatz; betont, dass eine umfas-
sende Entwicklung dieser Lander nur in Zusammenarbeit mit den legitimen lokalen Behorden erzielt werden kann;

23.  ermutigt die Kommission, politische Mafnahmen zur Einbeziehung der afrikanischen Diaspora zu ergreifen, der bei der
Entwicklung eine entscheidende Rolle zukommt;

Europiischer Entwicklungsfonds (EEF)

24, weist darauf hin, dass der EEF bislang eine wichtige Rolle bei der Bekimpfung von Armut und der Erreichung der Ziele fiir
nachhaltige Entwicklung gespielt hat; weist jedoch darauf hin, dass die Sichtbarkeit von Fortschritten auf regionaler Ebene schwicher
ist und der EEF nicht durchgéngig solide Synergien und Kohérenz zwischen den nationalen, regionalen und AKP-iibergreifenden Pro-
grammen geschaffen hat;

25.  bedauert, dass sich die Halbzeitiiberpriifung nicht auf die Friedensfazilitit fiir Afrika erstreckt hat, die seit Jahren keiner orden-
tlichen Bewertung unterzogen wurde; ist der Auffassung, dass in Zeiten, in denen der Zusammenhang zwischen Sicherheit und
Entwicklung in der Politik immer stirker betont wird, eine evidenzbasierte Politikgestaltung von wesentlicher Bedeutung ist;

26.  begriifit die Tatsache, dass sich der EEF in einem sich rasch wandelnden Umfeld dank eines reduzierten Planungszyklus, optimi-
erter Verfahren und einer verbesserten Mittelverwaltung als zweckmifig erwiesen hat; stellt jedoch fest, dass dieser noch immer nicht
an das sich verianderte Umfeld angepasst wurde und dass die Verfahren weiterhin recht unflexibel und aufwendig sind;

27.  weist darauf hin, dass durch die sehr unterschiedlichen Bediirfnisse und Eigenschaften der aus dem EEF geforderten Gruppen
der AKP-Lander und iiberseeischen Lander und Gebiete (ULG) das fiir alle geltende ,Universalkonzept®, nach dem die Verfahren und
Modalititen ausgewahlt werden, sowie letztlich auch der territoriale Anwendungsbereich des EEF infrage gestellt werden; weist auf die
Notwendigkeit einer neuen und echten Partnerschaft unter Gleichen hin, bei der die Menschenrechte im Mittelpunkt stehen;

28.  weist darauf hin, dass der EEF bei der Bewiltigung der steigenden politischen Anforderungen, wie Sicherheit und Migration,
unter Druck geraten ist und sich diese Anforderungen nur schwer mit den zentralen Werten des EEF und den Prinzipien der EU-Politik
der Entwicklung und Zusammenarbeit, insbesondere betreffend die Armutsbekdmpfung, vereinbaren lassen;

Instrument fiir humanitére Hilfe (HAI)

29.  stellt erfreut fest, dass das Instrument fiir humanitére Hilfe sein Ziel der Gewahrung von Hilfe in Krisensituationen unter
uneingeschrinkter Wahrung des Volkerrechts und bei gleichzeitiger Sicherstellung, dass humanitire Hilfe nicht instrumentalisiert
wird und die Grundsatze der Menschlichkeit, Unparteilichkeit, Neutralitit und Unabhangigkeit gewahrt werden, erreicht hat;

30.  weist darauf hin, dass die Anzahl der vom Instrument fiir humanitire Hilfe erfassten humanitiren Krisen und Katastrophen in
den vergangenen Jahren signifikant gestiegen ist, was zu einer vollstindigen Inanspruchnahme der Soforthilfereserve und einem zusét-
zlichen Mittelbedarf fithrte, und sich diese Situation angesichts der immer zahlreicheren Krisen in vielen Teilen der Welt auf kurze bis
mittlere Sicht nicht grundlegend dndern diirfte; stellt fest, dass dies auf die Notwendigkeit hindeutet, die Soforthilfereserve mafigeblich
aufzustocken und eine schnellere und flexiblere Nutzung aller verfiigbaren Mittel zu ermdglichen;
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31.  istder Auffassung, dass Menschen und Gemeinschaften weiterhin die Kernzielgruppe und die wichtigsten Interessentrager des
Instruments fiir humanitire Hilfe bleiben sollten und dass in allen Fillen ein flexibler, abgestimmter und kontextbezogener Ansatz
angeraten ist, in dem die Standpunkte von ortlichen Gebietskorperschaften, Behérden und Gemeinschaften sowie religiosen Organisa-
tionen im Entwicklungsbereich und Vertretern der Zivilgesellschaft beriicksichtigt werden; betont, dass viele dieser Organisationen,
darunter solche von Diasporas in Europa, in einer Reihe wichtiger Bereiche wertvolle Arbeit leisten und einen Mehrwert fiir die
humanitire Hilfe darstellen kénnen;

32.  erinnert daran, dass die Weltgesundheitsorganisation unsichere Abtreibungen als eine der fiinf Hauptursachen der Miitterster-
blichkeit anfiihrt; erinnert an die auf internationaler Ebene verkiindete Rechtsgrundlage fiir das Recht auf sexuelle und reproduktive
Gesundheit sowie die Rechte der Opfer von sexueller Gewalt und der Menschen in Konfliktsituationen;

Empfehlungen fiir den verbleibenden Anwendungszeitraum

33.  Dbetont, dass die Anwendung des DCI, des EEF und des Instruments fiir humanitire Hilfe im Lichte des neuen politischen Rah-
mens auf internationaler und EU-Ebene, einschliefSlich der Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung, des Pariser Abkommens zum
Klimawandel, des Aktionsplans von Addis Abeba und der Agenda fiir die Menschlichkeit erfolgen sollte;

34,  erinnert daran, dass die Ziele fiir nachhaltige Entwicklung durch die gemeinsamen Anstrengungen und die Partnerschaft aller
internationalen Akteure unter Einschluss der Industrie- und Entwicklungslidnder ebenso wie der internationalen Organisationen welt-
weit erreicht werden miissen; betont, dass dies auf EU-Ebene nach einer Innen- und Au8enpolitik verlangt, die im Einklang mit den
Grundsitzen der Politikkohirenz im Interesse der Entwicklung in kohirenter und koordinierter Weise gemeinsam gestaltet und umge-
setzt wird; ist der Auffassung, dass Politikkohdrenz im Interesse der Entwicklung aufgrund der Verkniipfung der Innen- und Auffenpo-
litik der EU ein wichtiger Faktor bei der Festlegung und Anwendung der Aufenfinanzierungsinstrumente und der Annahme anderer
Strategien und Instrumente der EU sein muss; ist gleichwohl der Ansicht, dass die Gesamtkohirenz zwischen Instrumenten weiter ver-
bessert werden sollte, insbesondere durch eine verbesserte Kohdrenz und Abstimmung zwischen geografisch und thematisch ausgeri-
chteten Programmen sowie durch eine bessere Koordinierung und erhohte Komplementaritdt mit anderen Politikbereichen der EU;

35.  dufert die Befiirchtung, dass sich Linder mit mittlerem Einkommen der oberen Einkommenskategorie (UMIC), die dem EEF
und dem DCI entwachsen sind, mit einer Finanzierungsliicke konfrontiert sehen konnten, wodurch sie wiederum verwundbarer
wiirden; fordert die Kommission auf, iiber die Konsequenzen nachzudenken und Manahmen zu erwégen, mit denen negative Folgen
verhindert werden und diesen Lindern ein Zugang zu speziell auf ihre Bediirfnisse zugeschnittenen Aufenfinanzierungsinstrumenten
ermoglicht wird, damit insbesondere Anstrengungen zur Stiarkung einer verantwortungsvollen Staatsfiihrung durch Bekdmpfung von
Korruption, Steuerbetrug und Straflosigkeit intensiviert, die Achtung der Rechtsstaatlichkeit, die Durchfithrung freier und transpar-
enter Wahlen und der gleichberechtigte Zugang zur Justiz sichergestellt sowie institutionelle Schwichen angegangen werden; wiirdigt
die in diesem Bereich von EUROsociAL geleistete Arbeit; betont jedoch die Notwendigkeit, bei der Zuweisung von Fordermitteln den
am wenigsten entwickelten Lindern (LDC) den Vorrang zu geben, die stirker zu Instabilitdt neigen, erheblichen strukturellen Hin-
dernissen fiir eine nachhaltige Entwicklung gegeniiberstehen und daher in hohem MafSe von internationalen 6ffentlichen Finanzmit-
teln abhingen;

36.  vertritt die Auffassung, dass mit den AufSenfinanzierungsinstrumenten weiterhin sowohl ortliche als auch EU-weit agierende
Organisationen der Zivilgesellschaft sowie lokale und regionale Gebietskorperschaften bzw. lokale Behorden in Partnerlindern und
ihre Partnerschaften mit europiischen lokalen und regionalen Gebietskorperschaften geférdert werden sollten und dass ihre aktive
Teilhabe an Dialogen der Interessentriger zur EU-Politik und sdmtlichen Programmplanungsprozessen iiber alle Instrumente hinweg
erleichtert werden sollte; ist zudem der Ansicht, dass die EU die Rolle der Organisationen der Zivilgesellschaft als Kontrollinstanzen
sowohl innerhalb als auch auferhalb der EU sowie Dezentralisierungsreformen in Partnerlandern fordern sollte; begriifit in diesem
Zusammenhang die Absicht der Kommission, die laufende Arbeit zum Ausbau der Partnerschaften und des Dialogs mit der im Bereich
der Entwicklung tdtigen Zivilgesellschaft zu verstirken und zu konsolidieren sowie den Dialog und die Einbeziehung der Netze der
Organisationen der Zivilgesellschaft in die Politikgestaltung und die politischen Entscheidungsprozesse in der EU zu intensivieren;
weist nachdriicklich darauf hin, dass die EU die Bestrebungen zur Festigung der Demokratie fordern sollte, indem sie Mechanismen zur
Unterstiitzung der Betdtigung von Organisationen in Drittlindern festlegt, um die Stabilisierung und die Verbesserung institutioneller
Standards der Verwaltung offentlicher Giiter zu begiinstigen;

37.  bekriftigt seine Entschlossenheit, die Erfillung der von der EU eingegangenen Verpflichtung zur kontinuierlichen Unter-
stiitzung der menschlichen Entwicklung im Einklang mit den Zielen ftir nachhaltige Entwicklung zwecks Verbesserung der Lebensver-
hiltnisse der Menschen zu tiberwachen; erinnert daran, dass dies im Falle des DCI bedeutet, dass mindestens 20 % der Zuwendungen
fiir grundlegende soziale Dienstleistungen — mit Schwerpunkt auf Gesundheit und Bildung — und Sekundarschulbildung bereitgestellt
werden miissen; zeigt sich daher besorgt dariiber, dass die Kommission Mittel fiir die menschliche Entwicklung in Richtung Investi-
tionen umschichtet, obwohl weiterhin Zweifel bestehen, ob das Ziel der Zuweisung von 20 % fiir die menschliche Entwicklung erre-
icht wird;

38.  fordert eine strikte Anwendung von Vorbedingungen fiir eine wirksame Inanspruchnahme von Budgethilfe und eine systema-
tischere Uberwachung dieser Beihilfemodalitit in Partnerlindern, um die Rechenschaftspflicht und die Transparenz zu stirken und die
Wirksambkeit der Hilfe sowie die Anpassung der Budgethilfe an ihre Ziele zu verbessern;
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39.  warnt vor einem Missbrauch von Treuhandfonds, da dadurch die Einzigartigkeit der EU-Politik der Entwicklungszusammenar-
beit gefahrdet wird; beharrt darauf, dass Treuhandfonds insbesondere in Krisensituationen nur dann genutzt werden sollten, wenn es
Garantien fiir ihren Mehrwert im Vergleich zu anderen Beihilfemodalititen gibt, und dass deren Nutzung stets in vollem Einklang mit
den Grundsitzen zur Wirksamkeit der Hilfsmafnahmen und dem Hauptziel der Entwicklungspolitik, der Beseitigung der Armut, ste-
hen sollte; zeigt sich besorgt tiber die Tatsache, dass die Beitridge der Mitgliedstaaten und anderer Geber zu Treuhandfonds hinter den
Erwartungen zuriickgeblieben sind, was sich nachteilig auf deren Wirksamkeit auswirkt; weist auf die Notwendigkeit der parlamenta-
rischen Kontrolle iiber diese Fonds hin; ist ernsthaft besorgt iiber die Ergebnisse der Bewertung des EEF in Bezug auf die Wirksamkeit
des Nothilfe-Treuhandfonds EU-Afrika;

40.  erinnert daran, dass die Kommission fiir Transparenz bei der Nutzung von Treuhandfonds sorgen sollte, indem sie unter
anderem das Parlament regelméfig unterrichtet und im Einklang mit den geltenden EU-Rechtsvorschriften dessen angemessene Ein-
beziehung in die entsprechenden Steuerungsstrukturen sicherstellt; erinnert zudem daran, dass Treuhandfonds die Gesamtheit der
Grundsdtze zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit anwenden und den langfristigen Entwicklungspriorititen, den
Grundsitzen und Werten der Entwicklungspolitik, nationalen und EU-Léinderstrategien und anderen relevanten Instrumenten und
Programmen entsprechen sollten, sowie dass alle zwei Jahre ein Bericht iiber die Uberwachung der Einhaltung dieser Vorgaben
veroffentlicht werden sollte; weist zu diesem Zweck erneut darauf hin, dass das Ziel des EU-Nothilfe-Treuhandfonds fiir Afrika darin
besteht, die Ursachen der Migration zu beheben, indem die Widerstandskraft, wirtschaftliche Perspektiven, Chancengleichheit, Sicher-
heit und Entwicklung gefordert werden;

41.  weist erneut darauf hin, dass die EU-Mittel fiir das auswirtige Handeln der EU stets in Anspruch genommen und gestirkt
werden und dass simtliche verfiigbaren Spielrdume ausgeschopft werden, damit die wachsende Zahl von Krisen bewiltigt werden
kann; vertritt die Ansicht, dass die Auflenfinanzierungsinstrumente vor dem Hintergrund der zahlreichen Krisen und der hohen
Unsicherheit ausreichend flexibel sein sollten, um ziigig auf verinderte Priorititen und unvorhergesehene Ereignisse reagieren und so
rasch wie moglich Ergebnisse vor Ort bewirken zu konnen; empfiehlt zu diesem Zweck eine intelligente Nutzung der Reserve der
AufSenfinanzierungsinstrumente oder der nicht genutzten Mittel, mehr Flexibilitdt bei der mehrjihrigen Programmplanung, eine
angemessene Kombination verschiedener Finanzierungsmodalititen sowie eine stirkere Vereinfachung auf Anwendungsebene; betont
gleichwohl, dass eine grofSere Flexibilitdt weder zulasten der Wirksamkeit und der Vorhersehbarkeit der Hilfe noch zulasten der lang-
fristigen geografischen und thematischen Priorititen bzw. der Verpflichtungen, Reformen in den Partnerldndern fortzusetzen, gehen
sollte;

42, fordert die Kommission auf, das Instrument fiir humanitire Hilfe in Ubereinstimmung mit den humanitiren Grundsétzen und
den in der umfassenden Vereinbarung (,Grand Bargain®) auf dem Weltgipfel fiir humanitire Hilfe eingegangenen Verpflichtungen und
den Schlussfolgerungen des Sonderberichts des Rechnungshofs Nr. 15/2016 (*4) anzuwenden; fordert die Kommission auf, insbe-
sondere die Transparenz der strategischen Gesamtplanung und des Verfahrens fur die Mittelvergabe zu erhohen, die Kosteneffizienz
der Maflnahmen fest im Blick zu behalten, ohne die Ziele der humanitiren Hilfe zu gefihrden oder die Bereitschaft zu mindern, den
besonders schutzbediirftigen Menschen zu helfen, sondern dabei die Fihigkeit zu bewahren, dem Gebot der Menschlichkeit Folge zu
leisten und die am stérksten gefidhrdeten Menschen zu erreichen und dort einzugreifen, wo der dringendste Bedarf besteht, die
Uberwachung wihrend der Anwendung zu verbessern, nationalen und lokalen Hilfeleistenden mehr Mittel bereitzustellen, den
biirokratischen Aufwand durch harmonisierte Berichterstattungsanforderungen zu verringern sowie eine mehrjdhrige Strategie, Pro-
grammplanung und Finanzierung vorzusehen, um somit eine hohere Vorhersehbarkeit, Flexibilitit, Schnelligkeit und Kontinuitit der
humanitiren Hilfe sicherzustellen;

43.  besteht darauf, dass Bevolkerungsgruppen in Krisengebieten weiterhin humanitire Hilfe erhalten und dass die Akteure der
humanitiren Hilfe freien Zugang zu den Opfern in Konfliktgebieten und fragilen Staaten haben, um fiir sie dort titig werden zu kon-
nen;

44, fordert die Kommission auf, sicherzustellen, dass das Instrument fiir humanitire Hilfe im Hinblick auf die Verkniipfung von
humanitirer Hilfe und Entwicklungshilfe zusitzlich zur Sofortreaktion auf humanitire Krisen, in Verbindung mit und als Ergdnzung
zu dem DCI und dem EEF, durch Forderung von Strategien und Strukturen fir Frithwarnung und Pravention zur Stirkung der Wider-
standskraft gegen kiinftige Storungen beitrigt, einen langfristigen Nutzen fiir die Entwicklung im Einklang mit der erforderlichen Ver-
kniipfung von Soforthilfe, Rehabilitationsmafinahmen und Entwicklungszusammenarbeit bringt und unter uneingeschrinkter
Wahrung des Grundsatzes ,Niemand darf zuriickgelassen werden“ ,vergessene® Krisen im Auge behilt;

45.  weist darauf hin, dass die Komplementaritdt zwischen den Entwicklungsinstrumenten und dem Instrument fiir humanitire
Hilfe insbesondere im Hinblick auf die Verkniipfung von humanitéirer Hilfe und Entwicklungshilfe, das neue strategische Konzept fiir
die Widerstandskraft und das Engagement der EU fiir Katastrophenpréivention und -vorsorge verbessert werden muss, ohne ihre jew-
eiligen Ziele und Mandate zu unterlaufen;

46.  ruft in Erinnerung, dass die Entwicklungszusammenarbeit durch humanitire Hilfe ergdnzt wird, damit es nicht zu Schocks
oder Krisen kommt;

("4 Sonderbericht Nr. 15/2016 des Rechnungshofs vom 4. Juli 2016 mit dem Titel ,Hat die Kommission die humanitire Hilfe fiir Bevolkerungsgrup-
pen, die von Konflikten in der afrikanischen Region der Grofen Seen betroffen sind, wirksam verwaltet?“.
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47.  fordert die Anerkennung der Spezifitit der humanitiren Hilfe im EU-Haushalt, womit die erforderliche Sicherung der Sofor-
thilfereserve als flexibles Instrument fiir ein sofortiges Eingreifen im Falle einer neuen Krise mit ausreichenden Mitteln einhergeht;

48.  ist der Ansicht, dass die EU-Delegationen stdrker in die Programmentscheidungen der Entwicklungszusammenarbeit im Rah-
men der verschiedenen von ihnen verwalteten Aufenfinanzierungsinstrumente eingebunden werden sollten; vertritt die Auffassung,
dass man hierdurch auch die Komplementaritit und Synergien verbessern und fiir eine gréere Angleichung an die Bediirfnisse und
die Eigenverantwortung der Partnerlinder sorgen konnte;

49.  beharrt auf einer angemessenen personellen Ausstattung der Kommission, der zentralen Dienststellen des Europiischen Aus-
wirtigen Dienstes (EAD) und der EU-Delegationen, sowohl was die Zahl der Mitarbeiter als auch den Sachverstand im Bereich
Entwicklung und humanitire Hilfe anbelangt;

50.  beanstandet die sehr kurze Frist, die dem Parlament fiir die Priifung der Entwiirfe der Durchfithrungsmaffnahmen im Rahmen
des DCI eingerdumt wurde; fordert die Kommission mit Nachdruck auf, die Verfahrensregeln des DCI-Ausschusses und des Auss-
chusses fir humanitire Hilfe bis Dezember 2018 so zu dndern, dass dem Parlament und dem Rat mehr Zeit gegeben wird, um ihre
Kontrollbefugnisse angemessen wahrzunehmen;

51.  fordert die Kommission und den EAD auf, die Koordinierung zwischen den Gebern durch die gemeinsame Programmplanung
und die gemeinsame Umsetzung mit anderen Mitgliedstaaten und Gebern in Abstimmung mit den Entwicklungsprogrammen der
Partnerldnder und unter der Federfiithrung und Koordinierung der EU-Delegationen zu intensivieren und zu verbessern;

52.  fordert eine stirkere politische Kontrolle des Parlaments iiber die Programmierungsdokumente im Rahmen des 11. EEF, um
dadurch die Transparenz und Rechenschaftspflicht zu verbessern;

Empfehlungen fiir die Gestaltung des DCI und des EEF fiir die Zeit nach 2020 sowie fiir die zukiinftige Anwendung des Instru-
ments fiir humanitdre Hilfe

53.  bekriftigt die Eigenstindigkeit der Strategien der EU in den Bereichen Entwicklung und humanitire Hilfe, die auf spezifischen,
in den Vertrdgen verankerten Rechtsgrundlagen basieren und konkrete Werte und Ziele festlegen und nicht der geopolitischen Strate-
gie der EU untergeordnet werden sollten sowie stets in Einklang mit den Grundsitzen zur Wirksamkeit der Entwicklungszusammenar-
beit und, im Falle humanitirer Hilfe, mit den Grundsitzen der Menschlichkeit, Unparteilichkeit, Neutralitdt und Unabhingigkeit
stehen sollten;

54.  betont, dass die Entwicklungsinstrumente und die Instrumente fiir humanitire Hilfe unter Beachtung der wesentlichen
Entwicklungsgrundsitze und in Anbetracht der Ergebnisse der Bewertungen des EEF und des DCI, wonach die Partnerschaften verbes-
serungswiirdig sind und das zentrale Ziel der Linderung der Armut im neuen Kontext sich verschiebender politischer Priorititen
gefihrdet ist, unbedingt voneinander getrennt bleiben miissen;

55.  erinnert daran, dass der EEF, das DCI und das Instrument fiir humanitire Hilfe durch eine positive Ausfithrung des Haushalt-
splans gekennzeichnet und von wesentlicher Bedeutung sind, wenn es darum geht, internationale Solidaritit unter Beweis zu stellen
und gleichzeitig einen Beitrag zur Glaubwiirdigkeit der EU auf der internationalen Bithne zu leisten; ist der Uberzeugung, dass
ungeachtet moglicher struktureller Verdnderungen oder Fusionen bei diesen Instrumenten, einschlieflich einer méglichen Einbezie-
hung des EEF in den Haushaltsplan, die Mittel fiir den nichsten MFR insgesamt aufgestockt werden sollten, ohne dass die Kriterien fiir
die 6ffentliche Entwicklungshilfe (ODA) dadurch verwissert werden; ist ferner der Uberzeugung, dass die kiinftige Gestaltung der
Aufenfinanzierungsinstrumente einer transparenteren Einbeziehung von Treuhandfonds und Fazilititen Rechnung tragen sollte, die
sich an den Grundprinzipien der demokratischen Eigenverantwortung und der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit orien-
tieren, sowie dass die Investitionsoffensive fiir Drittlinder (EIP) eventuell fortgesetzt werden sollte, wenn sich im Rahmen einer Bewer-
tung herausstellt, dass sie eine Zusitzlichkeit in Bezug auf die Entwicklung aufweist und sich auf die Menschenrechte, die Gesellschaft
und die Umwelt auswirkt;

56.  fordert den Rat, die Kommission und die Europiische Investitionsbank angesichts der Verlagerung bei den Beihilfemodalititen
von Direktzuschiissen in Richtung Treuhandfonds und Mischfinanzierung, auch durch den Europdischen Fonds fiir nachhaltige
Entwicklung, auf, mit dem Europdischen Parlament auf Grundlage der im neuen Europiischen Konsens iiber die Entwicklungspolitik
festgelegten politischen Grundsitze eine interinstitutionelle Vereinbarung iiber Transparenz, Rechenschaftspflicht und parlamenta-
rische Kontrolle abzuschliefen;

57.  unterstreicht das positive Bild, das die internationale Gemeinschaft von der EU als kooperativen globalen Akteur hat, wobei
jedoch die Gefahr besteht, dass dieses positive Bild durch schwerfillige und langwierige administrative Prozesse getriibt wird; vertritt
die Ansicht, dass dies zur ,Soft Power” (sanften Macht) der EU im Rahmen ihrer internationalen Beziehungen beitrigt, was wiederum
eine starke und eigenstidndige Entwicklungspolitik fiir die Zeit nach 2020 mit differenzierten Entwicklungsinstrumenten erforderlich
macht;

58.  betont, dass die Verringerung und langfristige Beseitigung der Armut, einhergehend mit der Umsetzung der Ziele fiir nachhal-
tige Entwicklung und des Pariser Abkommens sowie mit dem Schutz der globalen Gemeingiiter, die vorrangigen Ziele der Entwick-
lungsstrategie der EU und ihrer Entwicklungsinstrumente bilden sollten, wobei den am starksten gefihrdeten Gruppen eine besondere
Aufmerksamkeit zukommen sollte;
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59.  betont, dass die Gestaltung des DCI und des EEF fuir die Zeit nach 2020 und die Anwendung des Instruments fiir humanitire
Hilfe mit den internationalen Verpflichtungen der EU, darunter der Agenda 2030 mit ihren Zielen fiir die nachhaltige Entwicklung
und dem Pariser Klimaschutziibereinkommen, und mit dem EU-Politikrahmen, wie dem Europiischen Konsens tiber die Entwicklung-
spolitik, der neuen Globalen Strategie fiir die Aufen- und Sicherheitspolitik der Européischen Union und dem Europdischen Konsens
tiber die humanitire Hilfe, abgestimmt werden miissen;

60.  vertritt die Auffassung, dass bei der Gestaltung der neuen AufSenfinanzierungsinstrumente dem erwiesenermafSen guten Funk-
tionieren der gegenwirtigen Auflenfinanzierungsinstrumente, der Anrechenbarkeit auf die 6ffentliche Entwicklungshilfe (ODA) und
der Notwendigkeit der Umsetzung der Ziele fur nachhaltige Entwicklung Rechnung getragen werden sollte;

61.  ist der Ansicht, dass die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und die globale Dimension vieler Ziele fiir nachhaltige
Entwicklung nach einem neuen politischen Ansatz verlangen, dem zufolge sich alle politischen Akteure, sowohl aus den Entwicklung-
slandern als auch aus den Industrielindern, bemithen miissen, durch eine stimmige und koordinierte Innen- und Aufenpolitik einen
Beitrag zur Erreichung der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung zu leisten; vertritt ferner die Auffassung, dass die neuen AufSenfinanzi-
erungsinstrumente fiir die Zeit nach 2020 und der Europdische Konsens iiber die Entwicklungspolitik hierzu zweckdienlich sein
werden;

62.  vertritt die Uberzeugung, dass es wichtig ist, ein an den Menschenrechten orientiertes und auf Prinzipien fuRendes Entwick-
lungskonzept zu unterstiitzen und so die demokratischen Grundsitze, Grundwerte und Menschenrechte weltweit zu fordern; fordert
die Kommission und den EAD auf, die Zuwendungen im Rahmen der AufSenfinanzierungsinstrumente angemessen mit dem poli-
tischen Dialog, sowohl bilateral als auch im Rahmen regionaler und globaler Organisationen, zu verbinden, um diese Grundsitze,
Werte und Rechte zu fordern;

63.  istder Auffassung, dass der Umweltschutz und die Chancen der Umweltpolitik als Querschnittsthemen und bereichsiibergreif-
end in alle Bereiche der Entwicklungspolitik aufgenommen werden miissen; bedauert die unzureichenden Fortschritte bei der Einbez-
iehung der Themen Demokratie, Menschenrechte und Gleichstellung der Geschlechter in alle Politikbereiche; fordert dariiber hinaus
mit Nachdruck, dass den Verpflichtungen im Rahmen des Ubereinkommens von Paris in kiinftigen Instrumenten und Programmen in
vollem MafRe Rechnung getragen wird, wozu auch eine angemessene Uberwachung gehért; ist daher der Auffassung, dass dem Kli-
maschutz in der Entwicklungszusammenarbeit eine immer grofere Bedeutung zukommen muss;

64.  erachtet eine Auswertung der Erfahrungen als notwendig, um die Unzulinglichkeiten der Koordinierung der Auflenfinanzi-
erungsinstrumente mit den Finanzierungsinstrumenten anderer internationaler Einrichtungen zu bestimmen und diese Koordini-
erung entsprechend zu verbessern, sodass Synergien geschaffen und die Wirkungen der Finanzierungsinstrumente in den
Entwicklungslindern maximiert werden;

65.  erachtet es fiir notwendig, die derzeitig von der EU geleistete offentliche Entwicklungshilfe (ODA) im Rahmen der kiinftigen
Gestaltung der Aufenfinanzierungsinstrumente fiir die Zeit nach 2020 auszuweiten und einen klaren Zeitplan auszuarbeiten, damit
die EU ihre kollektive Verpflichtung erfiillen kann, 0,7 % des Bruttonationaleinkommens (BNE) fiir 6ffentliche Entwicklungshilfe ein-
zusetzen und 0,2 % des BNE fiir o6ffentliche Entwicklungshilfe zugunsten der am wenigsten entwickelten Lander aufzubringen;
begriilt in diesem Zusammenhang die kiirzlich iibermittelte Mitteilung der Kommission zum neuen mehrjihrigen Finanzrahmen;
erinnert die Mitgliedstaaten daran, dass sie ihre Zusage einhalten miissen, 0,7 % ihres BNE fiir offentliche Entwicklungshilfe aufzu-
wenden; erinnert an die Notwendigkeit, die Empfehlungen des Entwicklungsausschusses der Organisation fur wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung umzusetzen, denen zufolge die 6ffentliche Entwicklungshilfe insgesamt einen Zuschussanteil von
durchschnittlich 86 % erreichen sollte;

66.  vertritt die Ansicht, dass bei der Gestaltung der Auflenfinanzierungsinstrumente fiir die Zeit nach 2020 — unbeschadet der
Erhohung der Flexibilitit bzw. der Reserven — weiterhin auf einen Mix aus geografischen und themenspezifischen Mehrjahrespro-
grammen gesetzt werden sollte, der es ermdglicht, Entwicklungsmafinahmen auf unterschiedlichen Ebenen durchzufiihren; betrachtet
die Unterstiitzung der regionalen Zusammenarbeit und Integration von Partnerlindern als einen wichtigen Faktor, um die Armut zu
beseitigen und eine langfristige nachhaltige Entwicklung zu fordern;

67.  betont, dass die auenpolitischen Entwicklungsmafinahmen der EU auf einem ausgewogenen Verhiltnis von Flexibilitat und
Vorhersehbarkeit der Entwicklungshilfe, einhergehend mit einer ausreichenden Mittelausstattung, fuf$en sollten; erkennt zugleich an,
dass die Vorhersehbarkeit der Entwicklungshilfe vor allem in den am stirksten gefihrdeten Landern mit der geringsten Widerstandsk-
raft unter anderem durch gut funktionierende und bewihrte Frithwarnsysteme erreicht werden kann;

68.  vertritt die Ansicht, dass ein Mitteltransfer zwischen den Zielsetzungen und wegen sich dndernder Prioritdten innerhalb eines
Instruments nur auf der Grundlage eines tatsichlichen Bedarfs der Partnerldnder stattfinden sollte, ohne dass dabei die Grundsitze
und Ziele des Instruments verwéssert werden, sowie unter angemessener Einbeziehung der Uberwachungsbehérde; fordert insbe-
sondere eine klare Unterscheidung zwischen Fordermitteln, die fiir 6ffentliche Entwicklungshilfe in Betracht kommen und anderen
Fordermitteln, bei denen dies nicht der Fall ist; wendet sich entschieden gegen jedwede Umwidmung von Mitteln, die fiir Manahmen
im Rahmen von Programmen vorgesehen sind, die nach dem Ausschuss fiir Entwicklungshilfe der Organisation fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD[DAC) fiir offentliche Entwicklungshilfe vorgesehen sind, zugunsten von Programmen, die
nicht zur 6ffentlichen Entwicklungshilfe gezdhlt werden konnen; unterstreicht, dass dies durch die Ziele der 6ffentlichen Entwicklung-
shilfe in den Regelungen der Auflenfinanzierungsinstrumente gewéhrleistet sein muss;
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69.  ist der Auffassung, dass in die Gestaltung der AufSenfinanzierungsinstrumente fiir die Zeit nach 2020 eine Reihe von Referen-
zwerten und separaten Zweckbindungen sowie Einbeziehungsverpflichtungen zur Sicherstellung einer ausreichenden Mittelausstat-
tung fiir Schliisselpriorititen einbezogen werden sollten;

70.  ist der Ansicht, dass in den verschiedenen EU-Instrumenten fiir die Finanzierung des auswirtigen Handelns umfangreiche Vor-
sorgereserven fiir unvorhergesehene Bedarfsfille eingerichtet werden sollten und dass nicht gebundene oder aufgehobene Mittel fiir
ein bestimmtes Jahr in die Vorsorgereserven fiir das darauffolgende Jahr tibertragen werden sollten;

71.  weist auf die Notwendigkeit hin, weiterhin tiber ein solides und unabhingiges Instrument fiir humanitare Hilfe zu verfugen,
wie es im Europiischen Konsens iiber die humanitire Hilfe gefordert wird; ist der Auffassung, dass eine gesonderte Reserve fiir die
humanitire Hilfe gehalten werden sollte, damit der Tatsache Rechnung getragen wird, dass im laufenden MFR-Zeitraum aufgrund des
weltweit wachsenden Bedarfs regelmafig auf die Reserve fiir die humanitire Hilfe zuriickgegriffen wurde; erinnert daran, dass das Par-
lament zwar wiederholt seine Anerkennung fiir die Anstrengungen der Kommission zur Bewaltigung der zunehmenden Heraus-
forderungen bekundet hat, jedoch auch immer wieder hervorgehoben hat, dass die Mittel fiir die humanitire Hilfe erhoht werden
miissen, und auflerdem nachdriicklich betont hat, dass die groler werdende Kluft zwischen Verpflichtungen und Zahlungen geschlos-
sen werden muss sowie die Effizienz und Wirkungskraft der im Rahmen des EU-Haushalts verfiighbaren humanitiren Hilfe und
Entwicklungshilfe gesteigert werden miissen;

72. hebthervor, dass etwaige Hinzugewinne in puncto finanzieller Flexibilitit und Vereinfachung nicht auf Kosten einer geringeren
Uberwachung und Fihigkeit zur Kontrolle seitens des Mitgesetzgebers erreicht werden sollten, da dies die Grundsitze der Rechen-
schaftspflicht und der Transparenz aufs Spiel setzen wiirde; unterstreicht die Notwendigkeit transparenter Kriterien fiir die Mittelzu-
weisung in allen Phasen der Programmplanung; vertritt die Auffassung, dass die Gestaltung der AufSenfinanzierungsinstrumente
flexibel und modern sein muss, um eine Optimierung der Ressourcen und der Entwicklungsergebnisse fiir die Partnerlinder zu
ermdglichen;

73.  betont, dass sich die im Rahmen der neuen Aufenfinanzierungsinstrumente eingerdumte finanzielle Flexibilitdt auch auf die
inlandische Flexibilitdt erstrecken sollte, um nach Ermessen Finanzhilfen geringer Hohe an Organisationen der Zivilgesellschaft,
Unternehmen und Unternehmer vergeben zu konnen; ist der Ansicht, dass die Kommission ihre gegenwirtigen Rechnungslegungsan-
forderungen beziiglich der Entwicklungshilfe tiberpriifen sollte, um ein hoheres Risikoprofil fiir inldndische Finanzhilfen geringer
Hohe zuzulassen;

74.  betont, dass die Entwicklungspolitik und die humanitiren Ziele weder den Sicherheitszielen der Geberldnder und der EU noch
Grenzkontrollmafinahmen oder der Steuerung der Migrationsstrome unterworfen werden sollten; vertritt in diesem Sinne die
Ansicht, dass die 6ffentliche Entwicklungshilfe in erster Linie der Bekimpfung von Armut dienen sollte und dass Mafnahmen und Pro-
gramme, die nur an den nationalen Sicherheitsinteressen von Geberlidndern ausgerichtet sind, daher nicht aus der Entwicklungsfinan-
zierung gefordert werden sollten; erachtet es zugleich als erforderlich, die Widerstandskraft der Partnerldnder zu fordern, um giinstige
Bedingungen fiir eine nachhaltige Entwicklung zu schaffen;

75.  ist der Ansicht, dass im kiinftigen MFR die Ausgaben fiir die Verfolgung der internen Zielsetzungen der EU in den Rubriken
Migration, Asyl und innere Sicherheit einerseits und die auf die Unterstiitzung der Umsetzung des neuen Europdischen Konsenses iiber
die Entwicklungspolitik ausgerichteten Ausgaben andererseits separat gehalten werden miissen; ist der Auffassung, dass die Zusam-
menlegung dieser beiden gesonderten Rubriken das Risiko einer weiteren Instrumentalisierung der EU-Hilfe auch dadurch mit sich
brichte, dass sie von der Kooperation im Bereich der Migration abhingig gemacht wird;

76.  schligt in diesem Zusammenhang vor, die Widerstandskraft der Gesellschaft und des Staates durch die Entwicklungshilfe
weiter zu stirken, der Konfliktpriavention und der Katastrophenvorsorge mehr finanzielle und politische Ressourcen zukommen zu
lassen und angesichts drohender Konflikte oder Katastrophen frithzeitig Mafnahmen zu ergreifen;

77.  fordert die Kommission auf, die Mittelzuweisungen an Partnerlinder und die Modalitdten der Zusammenarbeit nicht allein
vom BIP abhingig zu machen, sondern ein breites Spektrum von Kriterien anzuwenden und dabei auch der inklusiven menschlichen
Entwicklung, den Menschenrechten und dem Ausmaf$ der Ungleichheit Rechnung zu tragen;

78.  bekriftigt seine Forderung nach der Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan, da dies ein wesentliches Mittel zur Sicherstel-
lung der Kohirenz zwischen der Entwicklungspolitik und anderen Politikfeldern der EU wire und weil dadurch die Haushaltskontrolle
durch das Parlament gestarkt wiirde; bekraftigt, dass die Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan Vorteile mit sich brachte, wie etwa
eine hohere demokratische Legitimitdt und Kontrolle des Instruments, eine bessere Absorptionsfihigkeit, eine starkere Sichtbarkeit
und Transparenz, was zu mehr Klarheit in Bezug auf die EU-Ausgaben in diesem Bereich sowie zu mehr Effizienz und Wirksambkeit der
Entwicklungshilfe der EU fithren wiirde; erinnert daran, dass parlamentarische Debatten iiber die Entwicklungshilfe hilfreich fiir die
Biirger im Hinblick auf die Durchfithrung von Mafnahmen im Zusammenhang mit EU-Ausgaben fiir Entwicklungshilfe sind;
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79.  betont, dass eine Einbeziechung des EEF in den Haushaltsplan mit Garantien einhergehen sollte, wonach die Ubertragung von
EEF-Mitteln in andere Haushaltslinien verhindert wird und in diesem Zusammenhang Drittstaaten, die Geberldnder sind, beriick-
sichtigt werden; hebt ferner hervor, dass die Friedensfazilitat fiir Afrika nicht in den EU-Haushalt einbezogen werden, sondern ein
gesondertes Instrument bleiben sollte;

80.  betont, dass die Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan mit einer proportionalen Erhohung der vereinbarten Haushalt-
shochstgrenze der EU einhergehen sollte, sodass sie weder zu einer Schwichung der finanziellen Verpflichtung der EU gegeniiber den
AKP-Lindern noch zu einer allgemeinen Reduzierung der Entwicklungshilfe der EU im Rahmen des MFR fiir die Zeit nach 2020 fiihrt;

81.  istder Ansicht, dass die unbefristete Laufzeit des Instruments fiir humanitire Hilfe positive Auswirkungen hat; empfiehlt daher,
die Instrumente und Haushaltsmittel fiir MaRnahmen in den Bereichen Entwicklungshilfe und humanitire Hilfe getrennt zu halten und
gleichzeitig starke, strategische Verbindungen zwischen diesen beiden Bereichen aufrechtzuerhalten;

82.  betont, wie wichtig die Stirkung der demokratischen Legitimitit bei der Gestaltung der Zeit nach 2020 ist, wobei das Bes-
chlussfassungsverfahren iiberdacht werden muss; betont, dass die Mitgesetzgeber bei dieser Neugestaltung der Zeit nach 2020
ermichtigt werden sollten, in allen Phasen der Gestaltung, Annahme und Umsetzung der Instrumente und ihrer Umsetzungspro-
gramme ihre Kontrollbefugnisse auf gesetzlicher und politischer Ebene durchweg wahrzunehmen; hebt hervor, dass hierfiir ausre-
ichend Zeit vorzusehen ist;

83.  istder Ansicht, dass das Potenzial fiir die Zusammenarbeit mit Mitgliedstaaten in den Phasen der Gestaltung und Umsetzung
von Entwicklungsprogrammen, insbesondere durch die gemeinsame Programmplanung sowie basierend auf und abgestimmt mit den
nationalen Entwicklungsprogrammen, voll ausgeschopft werden sollte;

84.  fordert eine Halbzeititberpriifung und Uberpriifung der Gestaltung der AuRenfinanzierungsinstrumente fiir die Zeit nach
2020, um ihre Verwaltung weiter zu verbessern, nach Moglichkeiten zur Steigerung der Kohédrenz und zur Vereinfachung zu suchen
sowie sicherzustellen, dass sie weiterhin sachdienlich sind und im Einklang mit den Entwicklungszielen stehen; fordert hierbei die
umfassende Einbeziehung der Interessentriger;

85.  beauftragt seinen Prasidenten, diese Entschliefung dem Rat, der Vizeprasidentin der Kommission und Hohen Vertreterin der
Union fiir Aulen- und Sicherheitspolitik und der Kommission zu iibermitteln.



	Entschließung des Europäischen Parlaments vom 17. April 2018 zu der Anwendung des Instruments für Entwicklungszusammenarbeit, des Instruments für humanitäre Hilfe und des Europäischen Entwicklungsfonds (2017/2258(INI ))

